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Stellungnahme 
zum Antrag Nr. AT/0196/2020 

 

Vorlage: ST/0184/2020 Datum: 25.09.2020 

Dezernat 1 

Verfasser: 20-Kämmerei und Steueramt Az.: 20/Gr 

Betreff: 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU und FW: Kompensation der Gewerbesteuer-

Mindereinnahmen 

Gremienweg: 

30.09.2020 Stadtrat  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Stellungnahme: 

Aus dem am 03.06.2020 vorgestellten Eckpunktepapier des Bundes-Koalitionsausschusses mit dem 

Titel "Corona-Folgen bekämpfen, Wohlstand sichern, Zukunftsfähigkeit stärken" wurde betreffend 

der Gewerbesteuer-Kompensationszahlungen zu Nr. 19. Folgendes festgelegt: 

 

"Mit einem kommunalen Solidarpakt 2020 werden die aktuellen krisenbedingten Ausfälle der 

Gewerbesteuereinnahmen kompensiert. Dazu gewährt der Bund für 2020 den Gemeinden ge-

meinsam mit den zuständigen Ländern hälftig finanziert einen pauschalierten Ausgleich." 

 

Hier wurde bereits auf einen pauschalen Ausgleich abgestellt, (leider) nicht jedoch auf einen 100 v. 

H.-Ausgleich der krisenbedingten Gewerbesteuereinnahmen. Es war seinerzeit verabredet, dass 

Ausgangspunkt der Ermittlung der krisenbedingten Ausfälle die Steuerschätzung von Mai 2020 bil-

det. 

 

Bundestag und Bundesrat haben am 18.09.2020 das entsprechende „Gesetz zur finanziellen Entlas-

tung der Kommunen und der neuen Länder“1 beschlossen, mit dem hälftig finanziert von Bund und 

Land für Rheinland-Pfalz Gewerbesteuer-Kompensationszahlungen in Höhe von 412 Mio. Euro 

festgelegt wurden. Auch dieses Gesetz verweist auf pauschale Ausgleiche von Gewerbesteuermin-

dereinnahmen auf Grundlage der regionalisierten Steuerschätzungen. 

 

Auf Grundlage der vorgenannten Bundesregelung hat der rheinland-pfälzische Ministerrat am 

22.09.2020 den „Gesetzentwurf zur Änderung des Landesfinanzausgleichsgesetzes und weiterer 

Landesgesetze mit Kommunalbezug“ beschlossen, der Gesetzentwurf wird in Kürze dem Landtag 

zur Umsetzung des weiteren Gesetzgebungsverfahrens zugeleitet.  

 

Gemäß der regionalisierten Steuerschätzung Rheinland-Pfalz von Mai 2020 wurden die Netto-Ge-

werbesteuereinnahmen2 mit 1,593 Mio. Euro um 403 Mio. Euro geringer gegenüber dem davor ver-

öffentlichten Regionalisierungsergebnis von Oktober 2019 geschätzt. Über die im Bundesgesetz 

festgelegten Zahlungen in Höhe von 412 Mio. Euro hinaus stellt das Land entsprechend dem o. a. 

Gesetzentwurf für den abschließenden Zeitraum bis 31.03.2021 zusätzliche 50 Mio. Euro an Ge-

werbesteuer-Kompensationszahlungen bereit. 

 

                                                 
1 vgl. Bundestags-Drs. 19/20598 und Bundesrats-Drs.541/20  
2 Gewerbesteuer netto = Gewerbesteueraufkommen abzgl. Gewerbesteuerumlage 
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Für das Jahr 2020 kann die Stadt Koblenz entsprechend dem vorliegenden Gesetzentwurf und eines 

vom Ministerium der Finanzen zugeleiteten vorläufigen Berechnungstableaus derzeit mit Gewerbe-

steuer-Kompensationszahlungen für den Zeitraum 01.01.2020 bis 30.09.2020 in Höhe von 21,14 

Mio. Euro rechnen, die bis Ende diesen Jahren zur Auszahlung gelangen sollen. Darüber hinaus 

kann für das Jahr 2021 aus der abschließenden Abrechnung mit weiteren 2,7 Mio. Euro gerechnet 

werden. Somit ergeben sich Stand heute insgesamt Zahlungen an die Stadt Koblenz in Höhe von 

23,84 Mio. Euro (und nicht wie in der Begründung zum Antrag ausgeführt in Höhe von 21,14 Mio. 

Euro). 

 

Auf zwei Aspekte sei ergänzend hingewiesen: 

- Die vorgenannten voraussichtlichen Gewerbesteuer-Kompensationszahlungen stellen zum jetzi-

gen Zeitpunkt eine erste Orientierung dar. Erst wenn voraussichtlich bis Ende Oktober d. J. Da-

ten zu den tatsächlichen Gewerbesteuereinnahmen im Zeitraum 01.01.2020 bis 30.09.2020 in-

nerhalb von allen rheinland-pfälzischen Städten und Gemeinden vorliegen, lassen sich die Lan-

deszahlungen für das Jahr 2020 final berechnen. Eine endgültige Abrechnung des gesamten Zeit-

raums 01.01.2020 bis 31.03.2021 ist entsprechend dem vorgenannten Gesetzentwurf zum 

01.05.2021 vorgesehen. 

- Sofern bis Ende d. J. betreffend den Zeitraum 01.01.2020 bis 30.09.2020 höhere Gewerbesteuer-

Kompensationszahlungen des Landes eingehen sollten, verringern sich hierdurch im Rahmen des 

KFA in 2021 die Schlüsselzuweisungen anteilig. 

 

Aufgrund der o. a. Aspekte und angesichts der beschriebenen zusätzlichen Mittelbereitstellung des 

Landes in Höhe von 50 Mio. Euro (dies ist nicht in allen Bundesländern beabsichtigt), erscheint es 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht zielführend, gemäß dem Antrag „beim Land die zugesagte Kompensa-

tion der Gewerbesteuer-Mindereinnahmen einzufordern“.  

Dies auch vor dem Hintergrund, dass Eingaben für zusätzliche Landesmittel bereits über die kom-

munalen Spitzenverbände Rheinland-Pfalz eingebracht wurden und sicherlich im Rahmen des wei-

teren Gesetzgebungsverfahrens im Landtag eingebracht werden. 

 

In Anbetracht der mit 15.09.2020 veröffentlichten neuen regionalisierten Steuerschätzung ist gegen-

über der Mai-Steuerschätzung mit weiteren Steuereinnahmeausfällen bis zum Jahr 2023 zu rechnen. 

Daher sind Bund und Land gefordert, in den kommenden Monaten über zusätzliche Zahlungen in 

Folgejahren an die Städte und Gemeinden zu entscheiden. Dies auch vor dem Hintergrund der wei-

teren Ankurbelung der Konjunktur und der Stärkung der Investitionskraft der Gemeinden. 

 

 

Beschlussempfehlung: 

Aus den vorgenannten Gründen empfiehlt die Verwaltung den Antrag abzulehnen. 
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